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235 Js 103811/20 – Beschwerde gegen die Verfügung vom 20. Januar 2020

Sehr geehrter Herr Generalstaatsanwalt,

gegen die Verfügung der Staatsanwaltschaft München I vom 20.01.2020, aufgrund der von mir zur 

Anzeige gebrachten Tatsachen kein Ermittlungsverfahren wegen Verdachts des Parteiverrats zu 

eröffnen, lege ich Beschwerde ein. 

Vorangestellt sei der Hinweis, dass die Verfügung der Staatsanwaltschaft München I bereits dem 

ersten Anschein nach grob rechtsfehlerhaft ist. Die Staatsanwältin als Gruppenleitern Schulz schrieb

dort u.a., Zitat:

„Eine anwaltliche Schlechtleistung begründet grundsätzlich kein strafbares Verhalten“ Zitat Ende

Da dies nun bereits die zweite Verfügung der Staatsanwaltschaft München I ist, in welcher diese 

falsche Tatsache behauptet wurde, gehe ich davon aus, dass diese falsche Auffassung in der Behörde

vorherrscht. Ich gestatte mir deswegen den Hinweis, dass der Straftatbestand des Parteiverrats nach 

§ 356 StGB, in jedem Fall eine anwaltliche Schlechtleistung darstellt. Parteiverrat ist demzufolge 

die einzig strafbare Form einer anwaltlichen Schlechtleistung in der Bundesrepublik Deutschland. 

Es ist aber evident, dass die Beamten der Staatsanwaltschaft München I mit dieser objektiv falschen

Rechtsauffassung, den Inhalt meiner Strafanzeige geistig überhaupt nicht durchdringen konnten. Da

der Straftatbestand äußerst selten ist, kommt die weit überwiegende Zahl der Staatsanwälte damit 

wahrscheinlich zeitlebens nie in Berührung. Um dem abzuhelfen, möchte ich - gewissermaßen als 

Leitsatz-, ein Zitat von Staatsanwalt Dr. Wegerich voran stellen, welches den Kern meiner 

Strafanzeige bereits sehr präzise wie folgt definiert, Zitat: 

„Das bislang vernachlässigte Schutzpotential des § 356 StGB möchte ich am Beispiel einer 

(informellen) Verständigung zu Lasten des Beschuldigten darlegen. Verständigungen können 

grundsätzlich im Interesse des Mandanten liegen, gleichzeitig ist mit dem regelmäßig erfolgenden 

Geständnis auch der Staatsanwaltschaft und dem Gericht – einer anderen Partei – gedient. Es be-

steht das Risiko, dass sich ein möglicher Interessengleichlauf von Gericht, Staatsanwaltschaft 

und Verteidigung zum Nachteil des Angeklagten auswirkt.“ Zitat Ende

(siehe Vortrag von Staatsanwalt Dr. Wegerich auf dem 40. Strafverteidigertag mit dem Titel 

„Mindeststandards von Strafverteidigung“, Seite 8 der PDF-Version)
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Was Staatsanwalt Dr. Wegerich ausführt, ist demzufolge eine Binse, eine Tatsache und gerade keine 

Spekulation. Deutlicher kann man auch den vorliegenden Fall kaum in Worte fassen.

I. Ausgangslage 

Um Kontextunabhängigkeit herzustellen, wird nochmals in stark gekürzter Form die Ausgangslage 

wie folgt dargestellt:

Die Beschuldigte Beate Zschäpe hatte am 9. Dezember 2015 ein Geständnis in Form einer 

autorisierten Verteidigererklärung verlesen lassen. Sie hatte darin die Tathergangshypothese der 

Anklage - bezüglich der Selbstenttarnung des NSU am 04.11.2011 -, weitgehend bestätigt. 

Vorbereitet wurde dieses Geständnis von den Strafverteidigern Matthias Grasel und Hermann 

Borchert. Bereits im Laufe des Jahres 2014 hatten die sogenannten Altverteidiger Beate Zschäpes, 

die Rechtsanwälte Wolfgang Heer, Anja Sturm und Wolfgang Stahl, die Tathergangshypothese der 

Bundesanwaltschaft zu den Ausgangssachverhalten der Selbstenttarnung - sowie die strafbare 

Beteiligung der Mandantin daran -, ebenfalls eingeräumt. 

Diese, in strafprozessualer Hinsicht normale Lage, bildet indes den Nährboden, aus welchem der 

„Interessengleichlauf von Gericht, Bundesanwaltschaft und Verteidigung“ zum Nachteil der 

Angeklagten Beate Zschäpe erst erwachsen konnte. Eine Behauptung, deren Richtigkeit ich in der 

Folge beweisen werde. 

Denn zum Zeitpunkt der Abgabe dieser (Teil)Geständnisse konnte niemand von den Prozessbetei-

ligten ahnen, dass im Dezember 2017 die Staatsanwaltschaft in Meiningen ein Mordermittlungs-

verfahren gegen den LKD Michael Menzel mit dem Tatvorwurf eröffnen würde, dieser hätte zwei 

von drei Mitgliedern der im Mittelpunkt des Strafprozesses stehenden terroristischen Vereinigung 

NSU, eigenhändig ermordet. Der LKD Menzel hatte nicht nur im Strafprozess als wichtiger Zeuge 

ausgesagt, sondern die Darstellung, wie der Tatverdächtige durch seine Ermittlungen die 

Selbstenttarnung der Terrorzelle NSU bewirkt hatte, bildete sowohl das Fundament der Anklage als 

auch – wie bereits dargelegt – , das gemeinsame strategische Fundament aller Verteidiger der 

Angeklagten Beate Zschäpe. 

Da das Mordermittlungsverfahren bei derselben Staatsanwaltschaft geführt wird, welche auch für 

die ursächlichen Todesermittlungsverfahren in den Sterbefällen Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt 

zuständig war, ergibt sich schon daraus zwingend, dass dort neue Erkenntnisse vorgelegen haben 

müssen, welche im Strafprozess noch nicht berücksichtigt worden sein konnten. 

Demnach wird bereits dem ersten Anschein nach deutlich, dass das vorgenannte Mordermittlungs-

verfahren unvereinbar mit der im NSU-Strafprozess erhobenen Anklage ist, diese also fundamental 

zu erschüttern droht. Ergänzend ist hinzuzufügen, dass auch die Staatsanwaltschaft Erfurt Ende 

2017 ein Ermittlungsverfahren eröffnete, welches sich gegen 12 Zeugen der NSU-Untersuchungs-

ausschüsse 5/1 und 6/1 mit dem Tatvorwurf richtet, diese hätten dort Falschaussagen im 

Zusammenhang mit der Aufklärung der Todesumstände von Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos 

getätigt. 

Tatsache ist, dass ich am 29.05.2018, jeden Verteidiger Beate Zschäpes und jedes Mitglied des 

Tatgerichts gesondert davon in Kenntnis gesetzt hatte, dass die (Mord)Ermittlungsverfahren der 
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